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vom_6„ Oktober 4977 wird als unzulässig verworfen,

Die Beteiligten_Baben—einahder außergerichtliche Kosten

nicht zu erstatten„
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Der Kläger ist der Neffe des im März 4969 in Pllll ver—
storbenen Versicherten Filll A„9 dessen Witwe die Beigeladene '

ist„ Der Versicherte hatte von der Beklagten das Knapp—

schaftsruhegeld be20gen5 das aufgrund eines durch Urteil des

erkennenden Senats vom 25„ Mai 1972 _ 5 RKn 64/68 —rechts—
kräftig abgeschlossenen Rechtsstreits$ den_der Kläger für

den Versicherten geführt hatte" von der Beklagten neu
berechnet wurde„ Sie stellte dabei ha6hzuzahlende Ruhegeld—

>"beträge von 59158941 DMund von 18°956560 DMfest@ Die Neu—.
berechnung der Witwenrente der Beigeladenen führte zur Fest—

Stellung eines Naehzahlungsbetrages von 40„874‚20 DM° Den

Gesamtbetrag zahlte die Beklagte an die Beigeladene aus9
nachdem ein Rechtsstreit um die Genehmigung zur Abtretung

“der Versichertenrente an den Kläger durch Urteil des er-
_kennenden Senats vom 25° Mai 4972 — 5 RKn 24/74 — rechts-,

kräftig abgeseh1035en war‚.

Im April 1975 beantragte der Kläger bei der Beklagten9 die
Nachzahlung des Knappschai‘tsruhegeldes$ einen Betrag von

5 000 ——DM zur pau.sehaleh Abgeltung von Prozeßkosten und ‘
_11 000,mm DM als von der Beigeladenen Versprechenes Honorar

in ihn aus'zuzahlen9 da ihm i.n dieser Höhe Forderungen über-

tragen werden seien° ‘

Widersprueh3 Klage und Berufung gegen den ablehnenden

Bescheid der Beklagten hatten keinen Erfolge Das Landes—

sozialgerieht (LSG) hat die Berufung unter Hinweis auf
'5 446 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)als unzulässig ver—
_worfeng‚SOWeit der Kläger Forderungen

aus abgetretenen

Rentennachzahlungsansprüchen einsohließlich Nebenforderungen;

geltend gemacht und ferner die Feststellung begehrt hat,
die Besorgung von Reohtsangelegenheiten für Personen mit '
Wohnsitz im Ausland sei erläutnisfrel.; im übrigen hat es
die Berufung zurückgewiesen. Auf die Urteilsbegründung wird
verwiesenq '

f 5 -
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Der Kläger hat das Berufungsurteil mit der —vom LSG zuge-
.lassenen —Revision angefochten.*Wegen der Revisions—'

begründung wird auf die umfangreichen Schriftsätze des
Klägers, insbesondere vom 44. Januar 4978, 5. April 4978,
5° Juli 4978, 25. August 4978, 42. Januar 4979, 20. Juli 4979,

27. November 49799 47. Dezember 4979 und 48. Dezember 4979
_verwiesen‘ Die in demSchriftsatz Vom5. April 4978 unter I. „„

enthaltenen Anträge, mit denen der Kläger die Wiederaufnahme

des durch rechtskräftiges Urteil des erkennenden Benats tom

25. Mai 4972 — 5 RKn 24/74 —abgeschlossenen Verfahrens
erstrebte, hat der Senat mit Urteil vom 26. April-4979

— 5 RKn_40/78 —als unzulässig abgewiesen.

Der Kläger begehrt,

durch Zwischenurteil oder Beschluß

.
vorab den Beiladungsbesohluß vom

' 23. März 4976 aufzuheben.
Außerdembeantragt er,

_ _"4“ a) festzustellen, daß ein förmlicher Verwaltungsakt
nebst Wider3pruchsbescheid der Beklagten zum
Zwecke der Realisierung der dem Kläger zuteil

gewordener Zessionen, sowohl seines Onkels als
auch dessen Witwe, nicht erforderlich ist

“hilfsweise '

die Aufhebung des Bescheides der Beklagten vom
44 Juni 4975 in der Fassung des WiderSpruohs—A

bescheidés vom 47. August 4975

b) die Aufhebung des angefochtenen Urteils II, Instanz

c) festzustellen, daß die Beiziehung weiterer Streß}
und sonstiger Akten, die mit diesem Rechtsstreit

in keinerlei Zusammenhang stehen, unzulässig ist

-
im übrigen die Aufhebung des Beschlusses des

Berufungsgerichts vom 30. September 4977 —'

d) festzustellen, daß eine Genehmigung der dem Kläger
'zuteil gewordener Zessionen, sowohl seines Onkels

' als auch dessen Witwe„nicht erforderlich ist
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die Beklagte zu verurteilen„ eine von dem Kläger

zugunsten seines Onkels erstrittene Rentennachzahlung
in Höhe von DM 22.094,71 an den Kläger zur Auszahlung

zu bringen‚ und zwar '

DM

___—...... ......—.=— .—

_ ' .
a) eine.Hälfte als Erbschaft ‘ ‘ 44.047,36
b) als Ersatz für von dem Kläger

vorverauslagte Prozeßkosten 4.848,60
0) den Rest als Schenkung 6.198,75 .

die Beklagte zu verurteilen, die

von dem Kläger für die Witwe sei—

.nes Onkels vorverauslagten Prozeß—
kosten zu zahlen 4„689,——

die Beklagte zu verurteilen‚ an

den Kläger das zwischen ihm und

der Witwe vereinbarte Honorar zu .
zahlen - _

14„000‚——

insgesamt ‘
_

57„785‚74

die Beklagte dem Grunde nach zu verurteilen3’an
__„

den Kläger Verzugszinsen für seine unter den Klage—„„

anträgen Nr 2 bis 4 spezifizierten Forderungen zu
zahlen, und zwar ‘

a) zu Ziffer 2 abDatumder Fälligkeit desjewei—
_ligen Altersruhegeldes

b) zu Ziffer 5 eb Datumder erstmaligen und fort—
'laufenden jeweiligen Fälligkeit der Witwenr8nte,

spätestens ‚jedoch ab “L. August 4972,ude111 Datum des

Zuganges der Zahlüngsaufforderung des Klägers
an'die Beklagte '

_c) zu Ziffer 4 ab Datum der fortlaufenden jeweiligen
IFälligkeit der Witwenrente, spätestens Jedoch ab
1„ Oktober 1972, dem Datum des Zuganges der dahin—

gehenden Zahlungeaufforderung des Klägers an die
Beklagte, und zwar

-'5 _; '
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sämtliche Verzugszinsen in der demKläger durch
.Kreditaui‘nahme entstandenen Höhe, mindestens ‚jedoch

4%

die Beklagte dem Grunde nach zu verurteilen, an
den Kläger einen Inflationsverlust - wahlweise zusätz—

.liche Zinsen ohne Nachweis - zu zahlen und zwar in"

Höhe des vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten

Indexes unter Zugrundelegung des Lebenshaltungskosten—

indexes für einen mittleren Vier—Persohen—Haushalt,
und. zwar

?.

ab den lt. Klageantrag Nr 5 jeweils festgestellten

Fälligkeitsdaten
_

a) die Beklagte zu verurteilen, die vollständigen

von ihr geführten Akten über die Witwe _
_ einer vom erkennenden Senat zu " -
bestimmendenGeschäftsstelledesLandessozisle
gerichts Nordrhein—Westfalen zum Zwecke der

"Einziehtnshme durch den Kläger und zur Anfertigung

‚vonFotqkopién in einer vom Gericht zu bestimmenden
angemessenenFrist vorzulegen '

b) die Beklagte zu verurteilen, die vollständigen von
ihr geführten Akten. über das Ehepaar _

bzw die jetzige Witwe _ einer vom erkennenden
Senat zu hestimmendén Geschäftsstelle des Landes»

_
sozialgerichts ?.{erdrhein—Westi‘alen zum Zwecke der
Einsichtnahm'xe durch den Kläger und zur Anfertigung

von Eotok:opien in einer vom Gericht zu hestimmenden

angemessenen Fri-st vorzulegen

0) die Beklagte zur Ableistung der eide‘sstattlichen

Versicherung dahingehendzu verurteilen, daß die von
ihr einer Geschäftsstelle des Lendessozialgeriehta

Nordrhein—Westfalenvorzulegenden Akten _
und.u_ vollständig sind
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„ 6 _

die Beklagte zu verurteilen, die Anschrift eines in

Dortmund ansässigen Rechtsanwalts, dem die Beklagte

Rentenbeträge für in P_ wohnhafte Rentner über-

weist bzw überwiesen hat, sowie die Umstände, welche

die Beklagte zu diesem 3 chri_tt bewegen haben, offen—

zulegen

festzustellen, daß die Beklagte auf Wunsch des Klägers

hin verpflichtet ist, sämtlichen Schriftwechsel

betreffend die Rentenangelegenhéiten der Witwe,

_ _, ausschließlich über den
Kläger abzuwickeln

festzustellen, daß die Beklagte nicht berechtigt ist,
‚im Falle eines 0bsiegens des Klägers die dem Kläger

geschuldeten Beträge gegen Forderungen der WitWe
aufzurechnen '

die Beklagte zu verurteilen, die dem Kläger geschuldeten
Beträge auf ein Sperrkonto bei einer_Bank seines Ver—
trauens unter Ausschluß des Rechtes zur Rücknahme der

hinterlegten Gelder bis Zur Rechtskraft des Urteils
verzihslich zu hinterlegen

festzustellen,

a) daß die Beklagte in der Vergangenheit nicht
berechtigt war, ohne Zustimmung des Versicherten,

ndessen Witwe und des Klägers, Meldungen irgend—

welcher Art, insbesondere aber über den Bezug
deutscher Rentenleistungen, an polnische Behörden

zu erstatten

h) daß die Beklagte nicht berechtigt war und weiter—
.hin nicht berechtigt ist, Meldungen über den hier

anhängigen Rechtsstreit an polnische Behörden zu
erstatten sowie Unterlagen darüber, insbesondere

aber Urteilsausfertigungen, an polnische Behörden_
ohne ausdrückliche schriftliche Zustimmung des
Klägers auszuhändigen .

«?..-
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45. festzustellen; daß die Besorgung nicht fremder_Rechts-

langelegenheiten für Mandanten mit Wohnsitz im Inland
sowie die Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten für
Mandanten mit Wohnsitz im Ausland auch ohne eine Ge-
nehmigung der hiesigen zuständigen Behörden im Sinne

„ des Art.I 5.1 Abs„■ des Rechtsberatungsgesetzes zu—
lässig ist". ' '

II

Die Revision des Klägers hat keinen Erfolg; sie ist unzulässig,

weil ihre Begründung nicht der gesetzlich vorgeschriebenen

Form entspricht.

Der die Revisionsbegrühdung enthaltende Schriftsatz des Klägers
vom 5° April 4978 genügt -nioht den Anforderungen, die
5464 Abs2 iVm5 166seean die Revisionsbegründung
stellt. Weitere Schriftsätze, die als Revisionsbegründung

in Betracht kommen, hat der Kläger innerhalb der Revisions—
'begründungsfrist nicht eingereicht. '

.
Der'Söhriftsatz des Klägers

vom 5. April 4978 ist zwar von

einem für.das Verfahren vor demBundessozialgericht (BSG)
nach 5 466 SGGzugelassenen?rozeßbevollmächtigten unter—

.zeichnet worden° Gleichwohl ist dadurch die gesetzlich vor-
-geschriebene Form.nicht gewahrt°

Das gesetzliche Erfordernis einer schriftlichen'Revisions—v

begründung durch einen postulationsfähigen Prozeßbevollmäch—

tigten dient im wohlverstandenen Interesse sowohl der recht—
.suchenden Bürger wie der Rechtspflegeorgané dazu, das '

Revisionsgéricht zu entlasten und ihm solche Rechtsmittel
fernzuhalten, für die der.rechtskundige Erozeßbevollmächtigte

_‘' nicht die vdlle Verantwortung übernommen hat. Das BSGhat daher
in Übereinstimmung mit dem Bundesgerichtshof (BGB) und dem
BundesverWaltungsgericht (BVerwG) entschieden, daß eine form—

gérechte Begründung der Revision die Prüfung und Duroher—
beitung des Prozeßstoffes durch den zugelassenen Prozeßbe—

'-8——
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vollmächtigten erkennen lassen muß (BSGE?, 59; BSG SozR
Nr 49 zu 5 464 see; BSG SozR 4500 5 464 Nm 5 und. 42;
BVerwGE 22, 589 40; BVerwG in "Sammel— und Nachschlagewerk „
der Rechtsprechung des Bundesverwaltung3gerichts" 540 zu

5 459 Nr 58; BGHin Versicherungsrecht 4962, 4204). Die
Revisionsbegründung muß das Ergebnis der geistigen Arbeit'

des beim BSG zugelassenen Prozeßbevollmächtigten sein.

Diesem Erfordernis ist bei einer Revisionsbegründung, die „
von einem zugelassenen Prozeßbevollmächtigten unterzeichnet
ist, jedenfalls dann nicht genügt, wenn die gesamten Umstände

ergebenf„daß der Prozeßbevollmächtigte die.Durcharbeitung‚..'
Sichtung‚ Gliederung und Darstellung des Streitstoffes unter—

lassen hat° In der Regel mag zwar die Unterschrift des Pro—
zeßbevollmächtigten unter die Révisionsbegründung für eine
wirksame Revisionsbegrühdung ausreichen‚ weil es Sinn der_

Unterzeichnung ist9 daß der Unter2eichner die Verantwortung
für den inhalt des Sehriftsatzes übernimmt° Lassen jedoch die

gesamten Umstände erkennen‚ daß der zugelassene Prozeßbevoll—
mächtigte die Prüfung" Gliederung und rechtliche Durchdringnng.
des StreitStoffes unterlassen hat9 so handelt es sich um
eine rein formale Unterzeichnung und nicht um eine ge3etzes—
mäßige Begründung der Revision„ Das gilt nicht nur in den

Fällen; in denender Prozeßbevollmächtigtedie Revisionsbe—-
„gründung seines Mandanten unverändert an das-Revisionsgéricht

weitergibt, sondern auch in solchen Fällen9 in denen er die “

von seinem rechtsunkundi@en Mandanten in der Vörinstenz ver—-
faßten Sehriftsätze unkritisch abschreibt und zusammenstellt‚

Es kann deshalb dhhingestellt bleiben9 ob die Revisionsbe—

gründungssehrift im vorliegenden Fall vom Kläger verfnßt

und geschrieben worden ist oder ob der Prozeßbevollmächtigte

des Klägers sie in Seinem Büro hat anfertigen lassen. In
seinen Schriftsatz vom 47„ Dezember'4979 gibt er'zu‚’daß der

Kläger ihm einen Entwurf der Revisionsbegründung vorgelegt

hat„ Von der behaupteten Dureherbeitung dieses Entwurfs --
durch den Prozeßbevollmächtigten des Klägers kann sich der
Senat nicht überzeugen„ Vielmehr sprechen die gesamten '

4.-

9
..
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Umstände dafür, daß der Prozeßbevollmächtigte des Klägers
dessen Entwurf unkritisch übernommen und ohne eigenverant—

- wortliche Sichtung und Durcharbeitung des Streitstoffes an
das BSG weitergeleitet hat, wobei unerheblich ist, ob er
ihn in seinem Büro hen hat schreiben lassen.

Dies steht zur
Überzeugung des Senats fest aufgrund

des äußeren'

Erscheinungsbildes, des Umfanges und des Inhalts der Begrün—

,
dungsschrift vom 5. April 1978. Abgesehen davon, daß die Ein—

'reichung einergebundenen94-Schreibmaschinenséiten umfassenden
Revisionsbegründung für einen Rechtsanwalt außerordentlieh

ungewöhnlich.ist und der aus den Akten der V0rinstanzen erkenn—

baren Übung des Klägers entspricht9 enthält dieser Schriftsatz
sowohl inhaltlich als auch in den Formulierungen lediglich"
eine Zusammenfassung der vom Kläger in der Berufungsinstanz
schriftsätzlidh.vorgebrachten Anträge und Argumente„ Die in

der Revisionsbegründungsschrift unterll° 4. bis 45° enthaltenen
Anträge entsprechen mit unwesentliohen Umstellungen wörtlich

den Anträgen9 die der damals nicht Vertretene Kläger in der
Berufungsinstanä in seinem Schriftsatz vom ■5. November 1976
gestellt hatte° Sie enthalten nicht nur dieselben Formulierungen„

sondern auch die_gleichen grammatikalischen Fehler‚ 38 unter -'
4„ d)° Das.gleiohe gilt für die dazu gegebenen Begründungen.
Von den behaupteten Streichungen ist nichts zu erkennen, denn

_
die Begründungsschrift enthält alle Anträge und Argumente,
'die der Kläger schon in der Berufungsinstanz vorgetragen hatte°

»Darüber hinaus läßt der Schriftsatz vom 5_ April-4978 eine

. rechtliche Dureharbeitung durch den Prozeßbevollmächtigten des„v
Klägers nicht erkennen‚ Die gestellten Anträge„nndsdietdazu

vorgetragénen'Argumentefsindewmm äuristisshen■mnd'insbesdndere

vom revisionsrechtlichén Standpunkt aus zum großen Teil

schlechterdings abwegig und unhaltbar. Das gilt in besonderem

Maße für die Anträge unter 4„ (:)9 2. b), E., 4°, 7° bis 10.

und 45° und die dazu vorgebrachten Begründungen° Aufgrund der
Abwegigkeit und juristischen Unvertretbarkeit dieses Vor—

bringens ist der Senat davon überzeugt, daß der Prozeßbevoll—

„ 40 -
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mächtigte des Klägers die —nach demVortrag im Schriftsatz
vom 47° Dezember 4979 vom Kläger selbst entworfene — Revi-

sionsbegründung nicht einer eigenen Prüfung‚ Sichtung und

rechtlichen Durchdringung„ des Streitstoffes unterzogen

hat° '

Es soll nicht verkannt werden, daß es die Aufgebe eines
Rechtsanwaltes ist" die Interessen seines Mandanten wahr—

zunehmen und alles für ihn Günstige vorzutragen° Das

gilt auch und insbesondere dann" wenn andere'Rechtsanwälte

zur Vertretung des.Beteiligten nicht bereit sind; Wie der‘
.Kläger vorgetragen hat. Diese Pflicht zur Interessenwahr—.

nehmung darf aber nicht dazu führen, daß sich der Rechts—

anwalt ohne erkennbare eigene Sichtung und Durcherbeitung

darauf beschränkt, das juristisch abwegige Vorbringen seines
Mandanten aus den früheren Instanzen'zu wiederholen° Das

gesetzlich vorgeschriebene Erfordernis der schriftlichen
Revisionsbegründung durche■1n■1postulationsfähigen Prozeß—

bevollmächtigten soll „ wie in der genannten .höchstrichter—
lichen Rechtsprechung betont wird » das Revisionsgericht

gerade vor solchen sehr umfangreichen, unübersichtlichen,

teilweise unverständlichen abWe3igen und revisionsrechtlich-

unerheblichen Vorbringen bewahren9 wie 55 hier im Schrift—

satz vom 5° April 1978 enthalten ist. ‘

In demdurch Urteil vom 260 April 4979 abgeschlossenen
Wiederaufnahmeverfehren 5 RKn 40/78 hatte der Senät
keinen Anlaß? auf die Frage der ordnungsgemäßenVertretung
durch einen postulationsfähigen Prozeßbevollmächtigten

einzugehen‚ weil die Wiederaufnahmeklage schon wegen
Fristvérsäumnis unzulässig war„

- qq.-
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'_'_—’M —
Der Senat hat die danach unzaz-;3Lässige

RevisiOn dés Klägersgemäß 5 169 SGGohne Zuziéhung der ehrenamtliCheÜ-Ri‘1hter'' durch Beschluß vernorfen. Die Kostenenésc■eidung beruht
auf der entsprechenden Anwendungdes 5 493 SGG-'
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